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Antrag der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen 

Teilhabe am Arbeitsmarkt fördern – Ausgleichsabgabe erhöhen 

In einer inklusiven Arbeitswelt arbeiten Menschen mit und ohne Behinderung 
gemeinsam und miteinander. Arbeitsplätze müssen deshalb barrierefrei und 
diskriminierungsfrei ausgestaltet sein – das umfasst die Ausstattung des Ar-
beitsplatzes, die Gestaltung des Arbeitsalltags und der Arbeitszeit. Hierfür 
müssen Anreize für Arbeitgeber:innen geschaffen werden, denn Inklusion und 
Barrierefreiheit ist ein verbrieftes Recht, welches sich aus der UN-Be-
hindertenrechtskonvention ergibt. Inklusive Bedingungen im Arbeitsleben 
können nur durch einen umgehenden Wandel in der Arbeitsmarktpolitik ent-
stehen. 

Die Anzahl der erwerbstätigen Menschen mit Behinderung ist zwar in den letz-
ten Jahren gestiegen, allerdings besteht nach wie vor Handlungsbedarf im Hin-
blick auf einen inklusiven Arbeitsmarkt, wie ein Blick auf die Statistik zeigt: Im 
Durchschnitt des Jahres 2020 waren 170 000 schwerbehinderte Menschen er-
werbslos (Statistik der Bundesagentur für Arbeit 2020), 2019 lag die Arbeitslo-
senquote von Schwerbehinderten bei 10,9 Prozent im Vergleich zur 
allgemeinen Arbeitslosenquote von 6,2 Prozent im Jahr 2019 (Statistik der Bun-
desagentur für Arbeit). Laut Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An-
frage der Fraktion DIE LINKE (BT-Drucksache 19/4157) bleiben Menschen mit 
Behinderung etwa 15 Wochen länger als Menschen ohne Behinderungen er-
werbslos. 

Das Recht auf Teilhabe am Arbeitsmarkt für Menschen mit Behinderung ist in 
Deutschland im Rahmen des § 154 Absatz 1 SGB IX umgesetzt, welcher private 
und öffentlich-rechtliche Arbeitgeber:innen, die über mindestens 20 Arbeits-
plätze verfügen, verpflichtet, auf wenigstens fünf Prozent der Arbeitsplätze 
schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen. Solange diese Arbeitgeber:in-
nen die vorgeschriebene Zahl von schwerbehinderten Menschen nicht be-
schäftigen, haben sie für jeden unbesetzten Arbeitsplatz eine 
Ausgleichsabgabe zu entrichten (§ 160 Absatz 1 Satz 1 SGB IX). Hinzu kommt, 
dass gemäß § 160 Absatz 1 Satz 2 SGB IX die Zahlung der Ausgleichsabgabe 
die Pflicht zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen nicht aufhebt. Wer 
also vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 154 Absatz 1 SGB IX einen schwer-
behinderten Menschen nicht beschäftigt – sich also nicht bemüht und von vor-
neherein darauf abzielt, die Ausgleichsabgabe zu zahlen –, begeht eine 
Ordnungswidrigkeit, die mit einer Geldstrafe bis 10 000 Euro geahndet werden 
kann. Dieser Vorsatz kann aber in den seltensten Fällen nachgewiesen werden. 

Eine Erhöhung der Ausgleichsabgabe ist sinnvoll und notwendig, da zahlreiche 
private Arbeitgeber:innen ihre gesetzliche Beschäftigungspflicht nicht erfüllen 
und stattdessen die Ausgleichsabgabe zahlen. Der Sinn und Zweck, durch die 
Ausgleichsabgabe einen finanziellen Anreiz zur Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderung zu schaffen, wird darüber hinaus auch dadurch beeinflusst, 
dass die Ausgleichsabgabe steuerrechtlich als Betriebsausgabe gemäß § 4 Ab-
satz 4 Einkommensteuergesetz (EstG) bewertet wird und hierdurch steuerlich 
absetzbar ist. Zudem ist es möglich, die Zahlung der Ausgleichsabgabe mit 
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Aufträgen an Werkstätten für behinderte Menschen zu verrechnen. Aus diesem 
Grund ist es geboten, dass die Abgabe deutlich und die Quote leicht angeho-
ben werden. Der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Men-
schen mit Behinderung Jürgen Dusel schlägt vor, einen „zusätzlichen, höheren 
Staffelbetrag bei der Ausgleichsabgabe in Höhe von mindestens 720 Euro ein-
zuführen – für die Unternehmen, die vollständig gegen die Beschäftigungs-
pflicht verstoßen, also keinen einzigen Menschen mit Schwerbehinderung 
beschäftigen“ https://www.behindertenbeauftragter.de/SharedDocs/Presse-
mitteilungen/DE/AS/2021/PM5_Solidaritaetistkeine-Einbahnstrasse.html). 
Ebenso sollte die Abschaffung der steuerlichen Absetzbarkeit geprüft werden 
als auch die Möglichkeit, die Ausgleichsabgabe ausschließlich mit Aufträgen 
an Inklusionsbetriebe, nicht aber an Werkstätten für behinderte Menschen, zu 
verrechnen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen: 

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, sich auf der Bundesebene für 
folgende Ziele einzusetzen: 

1. Die Ausgleichsabgabe pro unbesetztem Pflichtarbeitsplatz nach SGB IX 
soll deutlich angehoben werden. Bei der Staffelung nach Beschäftigungs-
quoten von Menschen mit Behinderungen sollen die Schwellenwerte an-
gehoben werden. Zur Festsetzung der Schwellenwerte und zur Prüfung 
einer Einführung eines zusätzlichen höheren Staffelbetrags für die Unter-
nehmen, die vollständig gegen die Beschäftigungspflicht verstoßen soll der 
Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Be-
hinderung einbezogen werden. 

2. Zu überprüfen, inwieweit es zielführend ist, die Bewertung der Aus-
gleichsabgabe als Betriebsausgabe gemäß § 4 Absatz 4 EStG sowie die 
steuerliche Absatzbarkeit der Ausgleichsabgabe abzuschaffen. 

3. Zu prüfen, inwieweit es zielführend ist, die Verrechnung der Ausgleichs-
abgabe mit Aufträgen nur noch an Inklusionsbetriebe, nicht aber an Werk-
stätten für behinderte Menschen zu ermöglichen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, die neu geschaffenen ein-
heitlichen Ansprechstellen für Arbeitgeber:innen im Zuge der Neuausschrei-
bung der Integrationsfachdienste zum Jahr 2023 weiter zu verstärken. 
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